
5.6 Gesundheit und Pflege 
 
5.6.1 Einführung 
In den Sitzungen der Arbeitsgemeinschaft Kommunale Aktionspläne vom 07.09.2017 
und 28.02.2018 wurde das Thema Gesundheit und Pflege bearbeitet. In 
themenbezogenen Kleingruppen wurden die Ergebnisse der Kommunalen 
Teilhabeplanung besprochen und durch Erfahrungen aus der Praxis ergänzt. Die 
erarbeiteten Ziele und Maßnahmen wurden in themenbezogenen Kleingruppen 
besprochen und im Plenum vorgestellt. Neben den ständigen Mitgliedern der 
Arbeitsgemeinschaft Kommunale Aktionspläne wurden für das Thema Gesundheit 
und Pflege Experten hinzugeladen. Es wirkten Mitarbeiter von Pflegediensten sowie 
Pflegestützpunkten mit. Auch Ergotherapeuten und Ärzte, sowie die Sozialdienste 
der Kliniken in der Region und die kassenärztliche Vereinigung waren zur Mitarbeit 
eingeladen. Zudem beteiligten sich die jeweiligen Fachabteilungen beider 
Verwaltungen beteiligten an der Ziel- und Maßnahmenformulierung. 
 
Den Zielen zum Thema Gesundheit und Pflege im Aktionsplan liegen folgende Artikel 
der UN-Behindertenrechtskonvention zugrunde1: 
 
„Artikel 25 der UN-Behindertenrechtskonvention 
zum Thema Gesundheit regelt: 

Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht von Menschen mit Behinderungen 
auf das erreichbare Höchstmaß an Gesundheit ohne Diskriminierung aufgrund 
von Behinderung. Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um 
zu gewährleisten, dass Menschen mit Behinderungen Zugang zu 
geschlechtsspezifischen Gesundheitsdiensten, einschließlich gesundheitlicher 
Rehabilitation, haben. Insbesondere 
a) stellen die Vertragsparteien Menschen mit Behinderungen eine 
unentgeltliche oder erschwingliche Gesundheitsversorgung in derselben 
Bandbreite, von derselben Qualität und auf demselben Standard zur Verfügung 
wie anderen Menschen, einschließlich sexual- und fortpflanzungsmedizinischer 
Gesundheitsleistungen und der Gesamtbevölkerung zur Verfügung stehender 
Programme des öffentlichen Gesundheitswesens; 
b) bieten die Vertragsstaaten die Gesundheitsleistungen an, die von Menschen 
mit Behinderungen speziell wegen ihrer Behinderungen benötigt werden, soweit 
angebracht, einschließlich Früherkennung und Frühintervention, sowie 
Leistungen, durch die, auch bei Kindern und älteren Menschen, weitere 
Behinderungen möglichst gering gehalten oder vermieden werden sollen; 
c) bieten die Vertragsstaaten diese Gesundheitsleistungen so gemeindenah wie 
möglich an, auch in ländlichen Gebieten; 
d) erlegen die Vertragsstaaten den Angehörigen der Gesundheitsberufe die 
Verpflichtung auf, Menschen mit Behinderungen eine Versorgung von gleicher 
Qualität wie anderen Menschen angedeihen zu lassen, namentlich auf der 
Grundlage der freien Einwilligung nach vorheriger Aufklärung, indem sie unter 
anderem durch Schulungen und den Erlass ethischer Normen für die staatliche 
und private Gesundheitsversorgung das Bewusstsein für die Menschenrechte, 
die Würde, die Autonomie und die Bedürfnisse von Menschen mit 
Behinderungen schärfen; 

                                                 
1
 Hier sind jeweils die für den Aktionsplan relevanten Artikel der UN-BRK aufgeführt. Die vollständige UN-BRK 

können Sie unter http://www.behindertenrechtskonvention.info/ (Stand: 22.02.2018) abrufen. 



e) verbieten die Vertragsstaaten die Diskriminierung von Menschen mit 
Behinderungen in der Krankenversicherung und in der Lebensversicherung, 
soweit eine solche Versicherung nach innerstaatlichem Recht zulässig ist; 
solche Versicherungen sind zu fairen und angemessenen Bedingungen 
anzubieten; 
f) verhindern die Vertragsstaaten die diskriminierende Vorenthaltung von 
Gesundheitsversorgung oder -leistungen oder von Nahrungsmitteln und 
Flüssigkeiten aufgrund von Behinderung. 
 

Artikel 26 der UN-Behindertenrechtskonvention 
zum Thema Habilitation und Rehabilitation regelt: 

(1) Die Vertragsstaaten treffen wirksame und geeignete Maßnahmen, 
einschließlich durch die Unterstützung durch andere Menschen mit 
Behinderungen, um Menschen mit Behinderungen in die Lage zu versetzen, ein 
Höchstmaß an Unabhängigkeit, umfassende körperliche, geistige, soziale und 
berufliche Fähigkeiten sowie die volle Einbeziehung in alle Aspekte des Lebens 
und die volle Teilhabe an allen Aspekten des Lebens zu erreichen und zu 
bewahren. Zu diesem Zweck organisieren, stärken und erweitern die 
Vertragsstaaten umfassende Habilitations- und Rehabilitationsdienste und -
programme, insbesondere auf dem Gebiet der Gesundheit, der Beschäftigung, 
der Bildung und der Sozialdienste, und zwar so, dass diese Leistungen und 
Programme 
a) im frühestmöglichen Stadium einsetzen und auf einer multidisziplinären 
Bewertung der individuellen Bedürfnisse und Stärken beruhen; 
b) die Einbeziehung in die Gemeinschaft und die Gesellschaft in allen ihren 
Aspekten sowie die Teilhabe daran unterstützen, freiwillig sind und Menschen 
mit Behinderungen so gemeindenah wie möglich zur Verfügung stehen, auch in 
ländlichen Gebieten. 
(2) Die Vertragsstaaten fördern die Entwicklung der Aus- und Fortbildung für 
Fachkräfte und Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in Habilitations- und 
Rehabilitationsdiensten. 
(3) Die Vertragsstaaten fördern die Verfügbarkeit, die Kenntnis und die 
Verwendung unterstützender Geräte und Technologien, die für Menschen mit 
Behinderungen bestimmt sind, für die Zwecke der Habilitation und 
Rehabilitation.“ 

 
 
Die in der nachfolgenden Tabelle dargestellten Ziele und Maßnahmen sind innerhalb 
der Sitzungen der Arbeitsgemeinschaft Kommunale Aktionspläne entstanden und 
begründen sich aus den Ergebnissen der Kommunalen Teilhabeplanung. 
 
 



5.6.2 Aktionsplan zum Thema Gesundheit und Pflege 

 



 
  



 
  



 


